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Der Bundesminister für Vertriebene, 

Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte Bonn, den 28. März 1956 

III 7 - 3183 - 2403/56 - 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr . : Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage 238 der Abgeordneten Majonica, 
Pohle (Eckernförde), Dr. Mende, Petersen, Schnei- 
der (Bremerhaven) und Genossen 

- Drucksache 2221 - 


Namens der Bundesregierung erlaube ich mir, im Nachstehenden 
die Gründe darzulegen, die zu einer Verzögerung des Erlasses von 
Rechtsverordnungen auf Grund des § 44 des KgfEG für die Kann- 
leistungen nach dem Abschnitt II dieses Gesetzes führten: 

1. Als das Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz am 3. Februar 1954 
in Kraft trat, bestand für ehemalige Kriegsgefangene, die nach 
dem 1. Januar 1948 aus ausländischem Gewahrsam entlassen wor- 
den waren, auf Grund der Übergangsregelung für Spätheimkehrer 
nach § 3 der Zweiten Verordnung über Ausgleichsleistungen nach 
dem Lastenausgleichsgesetz (2. LeistungsDV-LA) bereits die Mög- 
lichkeit, aus dem Härtefonds dieses Gesetzes ähnliche Darlehen, 
wie Im Abschnitt II KgfEG vorgesehen, zu erhalten. Da im Haus- 
haltsplan für das Rechnungsjahr 1954 für die Durchführung des 
Abschnittes II keine Mittel ausgebracht worden waren, hat die 
Bundesregierung die Fortführung der Darlehensgewährung aus 
dem Härtefonds des Lastenausgleichsgesetzes veranlaßt. Es be- 
stand daher weiterhin die Möglichkeit, Darlehen, wie im Ab- 
schnitt II vorgesehen, an ehemalige Kriegsgefangene zu gewähren. 
Da es nicht abzusehen war, wann und in welcher Höhe Mittel für 
den Abschnitt II des Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes be- 
reitgestellt würden, ««hielt es die Bundesregierung für untunlich, 
Im Anschluß an das Inkrafttreten des Gesetzes Rechtsverordnun- 
gen zu Abschnitt II zu erlassen, denn es stand zu erwarten, daß 
dadurch In der Bevölkerung nur vorerst unerfüllbare Hoffnun- 
gen geweckt werden könnten. 
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2. Durch die Verkündung des Haushaltsgesetzes für das Rechnungs- 
jahr 1955 am 13. Juli 1955 wurden erstmalig Mittel für die 
Durchführung des Abschnittes IT des Kriegsgefangenenentschädi- 
gimgsgesetzes in Höhe von 45 Mio DM im außerordentlichen 
Haushalt bewilligt. Da die Darlehen nach § 28 KgfEG gleicher 
Art sind wie die bisher gewährten Darlehen für Spätheimkehrer 
aus dem Härtefonds des Lastenausgleichsgesetzes, die nach den 
Weisungen des Präsidenten des Bundesausgleichsamtes vergeben 
wurden, erschien es zweckmäßig und sinnvoll, auch die Darlehens- 
gewährung nach dem Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz auf 
der Grundlage dieser Weisungen durch die Ausgleichsbehörden 
durchführen zu lassen. Um das zu erreichen, wurde mit den Län- 
dern eine Vereinbarung getroffen, bis zum Erlaß von Rechtsver- 
ordnungen nach § 44 KgfEG die Weisungen des Präsidenten des 
Bundesausgleichsamtes für die geichartigen Leistungen nach dem 
Lastenausgleichsgesetz auch als Grundlage für die Bearbeitung 
der nach Abschnitt II gestellten Anträge anzuwenden. Außerdem 
wurde vereinbart, daß die bisher auf Grund des § 3 der 2. Lei- 
stungsDV-LA gestellten Anträge als Anträge auf Leistungen ge- 
mäß § 28 KgfEG anzusehen sind. Damit wurde eine neuerliche 
Antragstellung, die von den Betroffenen kaum verstanden wor- 
den wäre, vermieden. Der reibungslose Anschluß an die bereits 
gegebene und geübte Möglichkeit der Darlehensgewährung aus 
dem Härtefonds des Lastenausgelchsgesetzes ist dadurch ohne 
Zeitverlust gesichert worden. Erprobte Bestimmungen konnten 
durch erfahrene Verwaltungskräfte der Ausgleichsbehörden In 
den Ländern für die neue Aufgabe Anwendung finden, ein Um- 
stand, der sich vorteilhaft auswirkt. Der Bundesminister für 
Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte ist bewußt den 
unbürokratischen Weg gegangen, um einen schnellen Abfluß der 
Mittel zu erreichen. 

3. Die im außerordentlichen Haushalt vorgesehenen Mittel In Höhe 
von 45 Mio DM wurden in drei Teilbeträgen am 22. Juli 1955, 
am 10. August 1955 und am 29. November 1955 zur Verfügung 
gestellt und auf die Länder verteilt. Unter Zurechnung des auf 
die Länder entfallenden Anteils steht für das Haushaltsjahr 1955 
ein Gesamtbetrag von 56 250 000 T)M zur Verfügung. Ein zum 
31. März 1956 verbleibender Rest ist auf das Rechnungsjahr 1956 
übertragbar. Die Länder sind daher Imstande, vorliegende alte 
Anträge und auch neue Anträge zu bearbeiten und Im Rahmen 
der zur Verfügung stehenden Mittel zu bewilligen. 

4. Ungeachtet der mit den Ländern getroffenen Vereinbarung hat 
der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte bereits im September 1955 die Entwürfe von vier 
Rechtsverordnungen nach § 44 zu § 28 KgfEG vorbereitet und 
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mit den Bundesressorts besprochen. Dabei ergab sich, daß es zur 
Vermeidung von verwaltungsmäßigen Schwierigkeiten nicht als 
zweckmäßig angesehen werden kann, die Weisungen des Präsi- 
denten des Bundesausgleichsamtes in Form von Rcchtsverordnun- 
gen textlich zu wiederholen, sondern daß es vielmehr ausreicht, 
in einer Rechtsverordnung auf diese Weisungen Bezug zu neh- 
men und durch Festsetzung der für die einzelnen Arten von v^or- 
haben geltenden Zins- und Tilgungsbestimmungen sowie der 
sonstigen notwendigen Vorschriften die Angleichung an die be- 
reits bestehende Regelung vorzunehmen. 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte hat dem Ergebnis der Ressortbesprechung folgend 
unverzüglich den Entwurf einer Rechtsverordnung ausgearbeitet, 
jedoch mußte von einer weiteren Behandlung vorläufig abgesehen 
werden, da inzwischen 

a) die Verfassungsmäßigkeit des §44 KgfEG sowohl vom Rechts- 
ausschuß des Deutschen Bundestages als auch vom Landesver- 
waltungsgericht Hamburg in Zweifel gezogen wurde und letz- 
teres einen Antrag auf Prüfung der Verfassungsmäßigkeit 
dieser Norm beim Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe ge- 
stellt hat und 

b) die Fraktion der SPD den Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur 
Änderung des Kriegsgefangenenentschädigunggesetzes (Bun- 
destagsdrucksache 1771) einbrachte, der u. a. für den § 28 des 
Gesetzes eine materielle Änderung bringen soll, die für die 
Fassung der Rechtsverordnung von ausschlaggebender Bedeu- 
tung werden kann. 

Da § 44 des Gesetzes die Ermächtigung zum Erlaß von Rechts- 
verordnungen auch zu § 28 enthält, erscheint es untunlich, vor 
Klärung des endgültigen Wortlautes des § 28 KgfEG eine Rechts- 
verordnung zu Äbschnitt II des Gesetzes zu erlassen. 

5. Die Infolge der vorstehend geschilderten Umstände eingetretene 
Verzögerung der Herausgabe der Rechtsverordnung bedeutet 
jedoch keine Hemmung der Auszahlung der Mittel, denn durch 
die Vereinbarung mit den Ländern ist die Gewährung von Lei- 
stungen nach § 28 des Gesetzes sichergestellt. 


In Vertretung 

Dr, Nahm 
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